Maxi a.d.F.  Mustermann

Maxi aus dem Hause Mustermann
mit dem Familiennamen  Mustermann
Postadresse: Musterstraße 9

zu Musterstadt [99999]

Freistaat Preußen 
Freistaat Preußen -  Deutsches Reich

An
Stadt- Stadtverwaltung
Einwohnermeldeamt, Passamt

Straße/Nr.

[PLZ] Ort 

Niederschrift

Erklärung des entgegengesetzten Inhaber-Willens zum BRD-Führerschein des oben aufgeführten Absen-ders - im folgenden Geschädigte - genannt,

hier Rückgabe des BRD-Führerscheins : ________________________________  ,

aufgrund festzustellender falscher Einträge und weiterer Rechtsunsicherheiten.

Sehr geehrte Damen und Herren,

die hiermit erfolgte Abgabe des BRD-Führerscheins und die hiermit ausgesprochene Erklärung des entge-gengesetzten Inhaber-Willens erfolgt aufgrund falscher Eintragungen im BRD-Führerschein und daraus resultierenden Rechtsfolgen. Ich verzichte ausdrücklich nicht auf meine Fahrerlaubnis.

BGB § 119
(1) Wer bei der Abgabe einer Willenserklärung (Anmerkung: hier Beantragung eines Führerscheins bei den BRD-Behörden) über deren Inhalt im Irrtum war oder eine Erklärung dieses Inhalts überhaupt nicht abgeben wollte, kann die Erklärung anfechten, wenn anzunehmen ist, daß er sie bei Kenntnis der Sach-lage und bei verständiger Würdigung des Falles nicht abgegeben haben würde.
Nach Kenntniserlangung aller Umstände, kann der Irrtum überhaupt erst erkannt werden. Damit kann zu jeder Zeit, die Willenserklärung angefochten werden.

(2) Als Irrtum über den Inhalt der Erklärung gilt auch der Irrtum über solche Eigenschaften der Person oder der Sache, die im Verkehr als wesentlich angesehen werden.
Für die Verwaltungsangestellten der BRD-Behörden ergeben sich gegenüber dem Geschädigten daher aus der Rückgabe des BRD-Führerscheins zwei mögliche Vorgehensweisen:


1. Sie bestätigen der Geschädigten den Empfang des BRD-Führerscheins aufgrund des bereits erklärten entgegengesetzten Inhaber-Willens - ohne Verzichterklärung auf die Fahrerlaubnis - und bestätigen weiterhin den Besitz einer gültigen Fahrerlaubnis; 

oder


2. Sie senden den BRD-Führerschein an die Geschädigte per Einschreiben Rückschein zurück, in gleichzeitigem Einverständnis, daß zum Ausgleich für den so verursachten Aufwand der Geschädigten eine Tragegebühr von monatlich EUR 1.974,72 (gemäß Besoldungsgruppe A2 Stufe 1), beginnend ab dem 1. des Monats, in dem der Empfang per Einschreiben Rückschein oder in anderer Form erfolgt ist, per Western Union (Deutsche Post AG) in Bar oder in Gold - als alternative Wertrepräsentanz – durch deren Dienste zu überbringen ist.

Aus der dann dadurch bedingten Annahme des BRD-Führerscheins durch die Geschädigte, ergeben sich jedoch keinerlei weitere vertraglichen Pflichten und die Annahme erfolgt ausdrücklich ohne Anerkenntnis weiterer invisibler Verträge bzw. ohne weitere Anerkenntnis einer Rechtmäßigkeit/Rechtsfolgen.
Die Geschädigte beruft sich hiermit gegenüber den Verwaltungsangestellten der BRD-Organe und -Behör​den, Verwaltungen usw. auf die §§ 42 a VwVfG -Genehmigungsfiktion- und 41 VwVfG -Bekanntgabe des Verwaltungsaktes-, fordert diese ein und macht diese hiermit geltend.
Anlage
1 BRD-Führerschein (Original)

gegeben zu ______________________________ , den ____. Monat 2017

Die Frau Maxi aus dem Hause Mustermann
mit dem Familiennamen  Mustermann

______________________________________________________

Stadt / Gemeinde



Datum

Hiermit lässt sich _________________  , __________________________________ 
geb. am _______________ , in __________________________________________

den Führerschein aufgrund des erfolgten Inhaber-Willens ohne Verzicht der Fahrerlaubnis einziehen und vernichten.

Führerscheinnummer: 




____________________
___________________________________________________________________________

Behörde:
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